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Ausgabe Mérz 2010
Der Bundesvorsitzende hat das Wort

Kopfpauschale ist eine grof3e soziale Ungerechtigkeit -
Finanzierungsreform der Gesundheitsreform

Liebe Kolleginnen und Kollegen,

der Christliche Gewerkschaftsbund Deutschlands ist gegen eine sogenannte Kopfpau-
schale zumindest in der Form, wie es der Bundesgesundheitsminister Dr. Philipp
Rosler gedenkt umzusetzen. Nach Roéslers Vorstellungen wird es darauf hinausgehen,
dass ein Manager den gleichen Betrag zahlen wird, wie die Verkauferin vom Super-
mark von Nebenan. Dabei soll die Verkauferin als Geringverdienerin einen sozialen
Ausgleich erhalten, welcher sich aus Steuern finanziert. Niemand fragt danach, wie sich
die Verkauferin fuhlt, wenn sie dadurch unfreiwillig zur Bittstellerin gemacht wird. Sozial
gerecht ist das nicht, oder wie soll man den liberalen Politiker Résler da verstehen? Der
Christliche Gewerkschaftsbund Deutschlands bietet der Politik seine Unterstltzung an
und hat eine Arbeitsgruppe Gesundheitspolitik, die sich mit diesen Themen beschéftigt.
Diese Arbeitsgruppe wird sich aktuell mit der Gesundheitspolitik beschéaftigen und dazu
zligig ein Konzept/Papier erarbeiten, um damit in die Politik zu gehen.

Matth&aus Strebl

Hierbei wissen wir, dass die Ausgabenseite der Séule Gesundheit minimiert werden Bundesvorsitzender,
muss. Mit der Losungsfindung zur Finanzierung der Séule Gesundheit wird sich unsere MdB a. D.
Arbeitsgruppe Gesundheitspolitik beschéftigen miussen. Es geht dabei nicht um ein

neues Gesundheitssystem, sondern vielmehr darum, dass das gegenwartige System verandert werden muss. Es geht
um ein gerechtes und soziales Gesundheitssystem.
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Vom Widersinn der Schulpolitik: Hauptschule NEIN — Hauptschulabschluss JA!

Angeblich will keiner mehr die Hauptschule. Sie wird von Schulpolitikern und solchen, die glauben, Bildungs-
experten zu sein, diffamiert und zu Tode geredet, bis alle wirklich glauben, die Hauptschule sei nicht mehr
noétig, obschon sie einmal die Volks-Schule, die Schule des breiten Volkes war! Die, die durch diese Schulform
gegangen sind, haben die Aufbauleistung unserer Wirtschaft und unseres Staates geschafft und schaffen sie
auch heute noch bei entsprechendem Eifer und Leistungswillen.

Wer denkt bei den Reden von der Abschaffung der Hauptschule noch an die Schiiler, fur die diese Schulform mit ihrem
spezifischen Bildungsgang die beste ist? Diese Schiiler werden glattweg vergessen und ignoriert, anderen Schulfor-
men, die angeblich besser sind, zugewiesen und mussen dort sehen, wie sie zurechtkommen, meist am Ende der No-
tenskala und des Prestiges hangend, weil ihnen die gleichmachende Schulpolitik den entsprechenden Bildungsgang
mit der spezifischen Methodik, Didaktik und Facherauswahl vorenthalt. Sie mussen ,hohere* Schulformen besuchen,
die ihnen nicht das geben kénnen, was sie brauchen, weil angebliche ,Bildungsgerechtigkeit” sie nicht akzeptiert in ih-
rer Eigenstandigkeit. Ist das die Gerechtigkeit der Zukunft?

Aber, dann kommt das groR3e ,Aber”: Alle Schulformen, ob Realschule, Gymnasium oder Gesamtschule (auch Ein-
heitsschule) haben in ihrem Abschlussangebot den Hauptschulabschluss, also den Abschluss einer Schulform, die sie
nicht wollen! Wie kann dies mdglich sein, einen Abschluss zu verleihen, dem der vorausgehende Bildungsgang fehlt?
Das mdgen die Gegner der Hauptschule einmal erklaren! Abitur ohne gymnasialen Bildungsgang, Realschulabschluss
ohne Realschule? Hauptschulabschluss ohne vorausgegangenen Hauptschulbildungsgang? Solch ein Bildungskonzept
ware das reine Chaos! Oder glauben Vertreter von Gymnasium, Gesamtschule und Realschule, fur jeden Bildungs-
gang kompetent und zusténdig zu sein — auch fiir den Hauptschulbildungsgang? Wer solches behauptet, ist arrogant
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und denkt nicht padagogisch, sondern ist einer Ideologie verfallen, wenn er noch nie an einer Hauptschule und mit
Hauptschilern gearbeitet hat.

Deshalb Forderung des VKkdL: Die Hauptschule muss bleiben und ausgebaut werden um
ihrer Schuler willen, die sie brauchen!

V.i.S.d.P.: Roswitha Fischer, Verein katholischer deutscher Lehrerinnen e.V. (VkdL),
Berufsverband fir katholische Padagoginnen aller Bildungsbereiche

Verein katholischer deutscher Lehrerinnen
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CGB NRW beim Bischof von Miinster _

Zu einem Meinungsaustausch zwischen dem Bischof
von Minster Felix Genn und dem Landesvorsitzenden
der Christlichen Gewerkschaften (CGB) in NRW kam es
kirzlich im Bischoéflichen Generalvikariat.

CGB-Landesvorsitzender Bosl schilderte die schwierige wirt-
schaftliche Entwicklung mit allen negativen Konsequenzen
fur die Arbeithehmer. Die Sozialenzyklika Caritas in veritate
von Papst Benedikt mit ihrer ethischen Ermahnung war
ebenso Gespréachsthema wie die laufenden Betriebsratswah-
len. Bischof Felix Genn war sehr an der
gesellschaftspolitischen Ausrichtung des CGB interessiert.

Ulrich Bosl, Landesvorsitzender CGB NRW Bischof v. Minster Felix Genn und CGB-Landes-

vorsitzender Ulrich Bosl
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Hartz IV: DHV mahnt zu mehr Sachlichkeit in der Debatte und fordert
die Bundesregierung zum Handeln auf —

Die Berufsgewerkschaft DHV fordert von der Politik mehr Sachlichkeit in der Debatte um Hartz IV. Die
polemische Kritik des Vizekanzlers und FDP-Vorsitzenden Westerwelle verdeckt, dass fur die Reformie-
rung von Hartz IV schon vor der Entscheidung des Bundesverfassungsgerichtes dringender Handlungs-
bedarf bestand, der durch die Entscheidung noch verstarkt wird.

Westerwelle hat Recht mit seiner Aussage, dass sich Leistung lohnen muss. Wer arbeitet und mit seinem Gehalt
sowie den darauf zu zahlenden Steuern und Abgaben zur Wirtschaftsleistung Deutschlands beitragt, muss mehr
in der Tasche haben als Menschen, die ihren Lebensunterhalt durch staatliche Transferleistungen bestreiten und
damit von der arbeitenden Bevolkerung finanziert werden. Es darf nicht sein, dass Hartz-IV-Empfanger Arbeitsan-
gebote ablehnen, weil sie sich durch Arbeit finanziell schlechter stellen wiirden.

Die DHV verurteilt aber die polemische Kritik Westerwelles. Hatz-IV-Empfanger dirften kaum in die Gefahr spét-
romischer Dekadenz geraten, im Gegensatz zu den Einkommensexporteuren, die derzeit zur Selbstanzeige grei-
fen, um Strafverfolgung zu vermeiden. Mit Hartz-1V-Regelséatzen kann man nicht in Saus und Braus leben. Und
viele Menschen sind unschuldig in Bedrangnis geraten, leben mehr schlecht als recht von den Hartz 1V-Beziigen
und tun alles Mdgliche, um wieder in Arbeit zu kommen.

Mit seiner, wohl parteipolitisch motivierten, Polemik hat der FDP-Vizekanzler seinem im Kern berechtigten Anlie-
gen einen Barendienst erwiesen. Eine differenziertere Betrachtungsweise hatte Westerwelle gut zu Gesicht
gestanden und seiner Partei ein soziales Profil gegeben.

Auch die DHV meint: Arbeit muss sich lohnen! Also miussen die Nettoeinkommen aus einer Berufstatigkeit
wesentlich héher sein als die sozialen Transferleistungen zum Lebensunterhalt ohne Arbeit. Das ist nachgewiese-
nermalfen in vielen Fallen nicht der Fall. Damit setzt Hartz-IV derzeit die falschen Mal3stdbe. Selbst die OECD kri-
tisiert jetzt in scharfer Form, dass sich Arbeit fur Hartz-1V-Bezieher h&ufig nicht lohnt. Im Januar dieses Jahres hat
schon der hessische Ministerprasident Roland Koch konkrete Kritik an Hartz-V getbt und dafir herbe Kritik
,geerntet, vor allen an seiner Forderung, mehr gemeinnitzige Arbeitsplatze fiir Langzeitarbeitslose zu schaffen.
Auch damals dienten rhetorische Fehler dazu, von den wahren Problemen abzulenken. Ein grundlegendes Prob-
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lem sind niedrige Loéhne fiir gering qualifizierte Arbeit. Hier ist es den DGB-Gewerkschaften in vielen Fallen nicht
gelungen, ,anstandige” Tarifvertrage abzuschlieRen, von denen ein Arbeitnehmer leben kénnte. Die Forderung
nach vom Gesetzgeber festgelegten Mindestléhnen stdf3t jedoch an wirtschaftliche Grenzen: Wenn die Brutto-
lohnkosten eines Arbeitnehmers vom Arbeitgeber nicht verdient werden kénnen, wird der Arbeithnehmer entlassen
oder gar nicht erst eingestellt. Dies wird auf jeden Fall fir niedrig qualifizierte Arbeitnehmer mit Familie gelten, die
daher weiterhin auf zusétzliche Zahlungen Uber Hartz-IV angewiesen bleiben. Und es wird auch fur Alleinerzie-
hende gelten, die keine Vollzeitarbeit annehmen kénnen. Die von Tarifpartnern gemeinsam beantragten Mindest-
I6hne dagegen sind realistische, von der jeweiligen Branche verkraftbare Einkommensuntergrenzen. Sie sind ein
guter Beitrag zur Verhinderung von Dumpinglohnwettbewerb zu Lasten der Steuerzahler. Die Bundesregierung ist
zu einer grundsatzlichen Uberarbeitung der seit funf Jahren geltenden Hartz-1V-Regeln aufgefordert. Das Bundes-
verfassungsgericht hat nicht die Hohe kritisiert, sondern fehlende Transparenz und falsche Berechnungsmetho-
den, vor allem fir die Kinder. Auch der Prasident des Bundessozialgerichts hat schon vor Monaten die Bundesre-
gierung zum Handeln aufgefordert: Die bestehenden Regelungen fuhren zu einer Flut von Gerichtsverfahren, vor
allem von solchen Beziehern, die sich mangels einer anderen Beschaftigung voll den Verfahren widmen kénnen.
Auch im Interesse der Rechtssicherheit ist Hartz-1V griindlich zu Uberarbeiten. Eine grol3e Herausforderung ist die
realitatsgerechtere Gestaltung der Hartz 1V-Satze fir Kinder.

Die DHV erwartet eine Regelung, die sicherstellt, dass die Verbesserungen bei den Kindern tatséchlich ankom-
men. Ein durchaus diskussionswirdiger Vorschlag ist dabei, bei den Sachleistungen anzusetzen, wie z.B. Schul-
material, Klassenfahrten usw., die den Kindern bei ihrer personlichen Entwicklung helfen. Aber auch hier gilt, dass
solche Leistungen die Aufnahme von Arbeit nicht unattraktiv machen durfen. Der Mal3stab fir soziale Wohlfahrt
und Wohlstand dirfen nicht die Transferleistungen aus offentlichen Haushalten an Bediirftige sein, sondern die
Einkommen, die aus Arbeit zu erzielen sind.

Die Bundesregierung und die sie tragenden Parteien miussen aufhéren, sich gegenseitig Vorwirfe zu er-
heben. Das Schicksal der momentan rund 5,6 Millionen Menschen, die ihren Lebensunterhalt ganz oder
teilweise nur tUber Hartz IV finanzieren kénnen, ist zu wichtig, um sie fiir parteipolitische Profilierungen zu
misshrauchen. Hier ist eine sachorientierte Vorgehensweise notwendig!

DHV — Informationsdienst 24.02.2010; J6rg Hebsacker/Henning Réders
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Tarifabschluss in der Zeitarbeit steht - AMP und CGZP einigen sich auf ein neues Tarif-
vertragswerk

Die Tarifgemeinschaft Christlicher Gewerkschaften fir Zeitarbeit und PSA (CGZP), Mitgliedsgewerkschaf-
ten des Christlichen Gewerkschaftsbundes Deutschlands (CGB) und der Arbeitgeberverband Mittelstandi-
scher Personaldienstleister (AMP) haben sich nach weiteren Verhandlungen endgiiltig auf einen neuen
Tarifabschluss geeinigt. Nachdem sich die Vertragsparteien einig waren, dass die Erklarungsfrist vom
01. Méarz 2010 zu verléngern ist, konnte nun endgultig ein Gesamtpaket geschnirt werden.

Aus Sicht der CGZP ist das Ergebnis ein Erfolg, weil die Leistungen fir die Arbeitnehmer deutlich verbessert wur-
den. So sind die Missbrauchsmdglichkeiten a la Schlecker wirkungsvoll ausgeschlossen worden. Auch
eine Klarstellung, dass flr Arbeitnehmerinnen und Arbeithehmer, die in den westdeutschen Bundeslan-
dern wohnhaft sind, in jedem Fall der Entgelttarifvertrag West zur Anwendung kommen muss, ist ein Fort-
schritt, der , Schlecker-Machenschaften* unterbindet.

Die CGZP konnte sich mit ihrer Forderung vollstdndig durchsetzen, dass die Absenkungsméglichkeit aus den Entgeltta-
bellen ersatzlos gestrichen wird. Zum 01. Juli 2010 fallt eine solche fiir die Probezeit ersatzlos weg. Auch die Lohnerho-
hungen von linear 3,4 % im Westen und 4,1 % im Osten zum 01. Juli 2010 sind deutlich héher ausgefallen, als z.B. in der
Metall- und Elektroindustrie. ,Uns schmerzt zwar die Laufzeit der Entgelttarifvertrdge von 24 Monaten, die sich zum
01. Juli 2011 im Westen zwar um weitere 2,0% und im Osten um weitere 2,5% erhdéhen. Aber aufgrund der gesamtwirt-
schaftlichen Lage und der Entgeltniveaus der anderen Zeitarbeitstarifvertrage war dieser Abschluss vertretbar,” so Gunter
Smits, Vorsitzender der CGZP. Die Entgelttabellen beginnen damit bei 7,60 Euro Stundenlohn im Westen und 6,40
Euro in der Stunde im Osten.

Fur die CGZP war auf3erdem wichtig, dass sich der AMP auf Verhandlungen fiir einen gemeinsamen Mindestlohn-
tarifvertrag nach dem Arbeitnehmerentsendegesetz verpflichtet hat. ,Damit besteht die Mdglichkeit, dass dem
Gesetzgeber im Hinblick auf die uneingeschrankte Arbeitnehmerfreizigigkeit im kommenden Jahr auch fir die
Zeitarbeit eine Losung angeboten werden kann. Zuletzt war dies an der Blockade des AMP und des Deutschen
Gewerkschaftsbundes gescheitert. ,Nun ist es alleine der DGB, der sich in dieser Frage bewegen muss," so
Smits. Mit dem neuen Tarifvertragswerk wird zudem eine gréf3ere Rechtssicherheit hergestellt. Die Tarifvertrage
werden zukinftig als sogenannte mehrgliedrige Tarifvertrage neben der CGZP auch zwischen CGB-
Mitgliedsgewerkschaften und dem AMP unterzeichnet.

Pressemitteilung der CGZP vom 09.03.2010, Gunter Smits CGZP-Vorsitzender
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Geringschatzung der Kraftfahrergewerkschaft durch die , Grinen*

Die Anliegen und Sorgen der Berufskraftfahrer in Deutschland sind fir den
Bundesvorsitzenden vom Biindnis 90/ Die Grinen* Cem Ozdemir anscheinend
unwichtig. Wie alle demokratischen Parteien wurden auch die Partei der ,Grinen” um
ein schriftliches GruBwort zum Bundesgewerkschaftstag der Kraftfahrergewerkschaft
(KFG) im Christlichen Gewerkschaftsbund Deutschlands, der am Samstag, den
10.April in Hamburg stattfindet, gebeten. Ozdemir hat durch seinen Referenten
ausrichten lassen, dass er selbst bei einer Anlaufzeit von zwei Monaten aus
terminlichen Grinden nicht in der Lage sei, ein schriftliches GruRwort zu verfassen.

Der Bundesvorsitzende der Kraftfahrergewerkschaft (KFG) Franz Xaver Winklhofer dazu
wortlich: ,Entweder ist Cem Ozdemir fachlich nicht in der Lage ein GruRwort zu verfassen
oder sind fir ihn die Interessen der Arbeitnehmer im allgemeinen und die Anliegen der
Berufskraftfahrer im Personen- und Guterverkehr im besonderen, politisch und
gesellschaftlich unwichtig?“ Das Biindnis 90/ Die Griuinen streben nach den Landtagswahlen
in Nordrhein-Westfalen die Beteiligung an der neuen Regierung an. Nach Auffassung von
Franz Xaver Winklhofer kann kein Arbeitnehmer mit gutem Gewissen den ,Griinen” seine
Stimme geben, wenn er keine Politik will, die sich gegen seine eigenen Interessen und auch
seiner Familie richtet. ,Wer die Vertreter der Berufskraftfahrer so briskiert wie der
Bundesvorsitzender der ,Griinen* Cem Ozdemir, hat jeden Anspruch auf Mitarbeit in einer
Regierung, sei es auf Bundes- oder Landesebene, verwirkt,” so Winklhofer.

Franz-Xaver Winklhofer, Bundesvorsitzender der Kraftfahrergewerkschaft im CGB
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Tarifeinigung 2010 fur Beschaftigte des 6ffentlichen Dienstes von Bund und kommuna-
len Arbeitgebern

Bei der Fortsetzung der Tarifverhandlungen wurde am Samstag, den 27. Februar 2010 kurz vor Mitternacht
eine Tarifeinigung auf Grundlage der Schlichtungsempfehlung erzielt. Diese sieht u.a. vor:e

» Lineare Erhéhung der Tabellenentgelte um 1,2 % ab 1. Januar 2010, um 0,6 % zum 01. Januar 2011 und um
weitere 0,5 % ab dem 01. August 2011

e Einmalige Sonderzahlung im Januar 2011 in Héhe von 240,-- €

e Das Volumen fir das Leistungsentgelt wird von 2010 bis 2013 jahrlich um jeweils 0,25 % erh6ht und betragt
im Jahr 2013 demnach 2 %.

» Die Entgelte fir Auszubildenden erhéhen sich um 1,2 % ab 1. Januar 2010, um 0,6 % zum 01. Januar 2011
und um weitere 0,5 % ab dem 01. August 2011. Im Januar 2011 wird eine Sonderzahlung in Héhe von 50,00 €
gezahlt.

+ Anspruch auf Ubernahme von Auszubildenden mit der Abschlussnote von mindestens befriedigend bei dienst-
lichem bzw. betrieblichen Bedarf fur zwolf Monate. Bei den hiervon nicht erfassten Auszubildenden wirken die
Tarifparteien bei abgeschlossener Abschlusspriifung auf eine Ubernahme fiir zwolf Monat hin.

» Daneben wurden u.a. Regelungen zur flexiblen Arbeitszeit fuir ltere Beschaftigte, zur Verlangerung des bishe-
rigen Ubergangsrechts und eine Prozessvereinbarung zum Eingruppierungsrecht vereinbart.

» Fiur Krankenhaus- und Pflegebereich ist u.a. eine schrittweise Erhohung der Bereitschaftsdienstentgelte bis
zum 1. Januar 2012 um insgesamt 2,3 % vereinbart.

e Im Bereich der Ver- und Entsorgung erhalten die Beschaftigten neben der Einmalzahlung von 240,-- € Erho-
hungen in Héhe von 2,1 % zum 1. Januar 2010 und weiteren
1,6 % zum 1. Januar 2011

« Fur die Bereiche Nahverkehr und Versorgung wurden weite- | Impressum
re besondere Regelungen getroffen.

Christlicher Gewerkschaftsbund Deutschlands,

» Die Laufzeit betragt 26 Monate bis zum 29. Februar 2012. Obentrautstrae 57 * 10963 Berlin
Telefon: 030/21 02 17-30
Unter Berucksichtigung der aktuellen wirtschaftlichen Situ- | Fax: 030/21 02 17-40
ation ist dieser Tarifabschluss ein tragbarer Kompromiss, | E-Mail: cgb.bund@cqgb.info
der den Beschéftigten im offentlichen Dienst bei der ange- | Internet www.cgb.info
spannten Situation der ffentlichen Kassen einen akzeptab- | YiSdP: — Gunter Smits . .
. Redaktion: Gunter Smits, Anne Kiesow, Anja
len Gehaltszuwachs sichert. Kracht

Verantw.: Raymund Kandler GOD-Bundesvorsitzender Dies ist ein unentgeltlicher Informationsdienst des Christlichen
.. ' ! Gewerkschaftsbundes Deutschlands.
Goethestrale 28, 80336 Miinchen

Informationsdienst des CGB Ausgabe 03/2010 Seite -4-


mailto:cgb.bund@cgb.info
http://www.cgb.info/

	Informationsdienst des CGB             INTERN
	Ausgabe März 2010
	Vom Widersinn der Schulpolitik: Hauptschule NEIN – Hauptschu
	Tarifabschluss in der Zeitarbeit steht - AMP und CGZP einige
	Die Anliegen und Sorgen der Berufskraftfahrer in Deutschland


